
	 Kommentare      33

Blätter für deutsche und internationale Politik 4/2025

Die ersten Monate der zweiten 
Trump-Präsidentschaft haben weltweit 
zu massiven „Disruptionen“ geführt – 
nicht nur in der Außen-, Entwicklungs-, 
Migrations-, und Wirtschaftspolitik, 
sondern auch im Feld der Gesundheits-
politik. Dies hat sowohl Auswirkungen 
in den USA selbst als auch in den mul-
tilateralen Organisationen, denen das 
Land angehört. Bereits am ersten Tag 
seiner Amtszeit ordnete Trump den 
Austritt der Vereinigten Staaten aus der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
an und verbot allen US-amerikani-
schen Expert:innen die Zusammenar-
beit mit der Organisation. Mitte Febru-
ar bestätigte der US-Senat Trumps um-
strittenen Kandidaten für das Amt des 
Gesundheitsministers, den Impfskepti-
ker Robert F. Kennedy Jr., nachdem er 
dem für Gesundheitspolitik zuständi-
gen Senatskomitee Zusagen über eine 
„partnerschaftliche Zusammenarbeit“ 
gemacht und das Zugeständnis gege-
ben hatte, die Bundesbehörde weiter-
hin wissenschaftlich zu leiten.

Den Bundesgesundheitsbehörden – 
etwa den Centers for Disease Control 
and Prevention (CDC) und den Natio- 
nal Institutes of Health (NIH) – verpass-
ten Trump und sein Umfeld gleich in 
den ersten Tagen faktisch einen Maul-
korb, wichtige Webseiten mit Informa-
tionen zu sexueller und reproduktiver 
Gesundheit oder der vermeintlichen 
„Genderideologie“ sind seitdem nicht 
mehr abrufbar. Aber auch die inter-
nationalen Expert:innennetzwerke im 
Bereich der globalen Epidemie- und 
Pandemieüberwachung und Kontrol-
le sind durch das Verbot der Koopera-
tion mit den US-amerikanischen Be-

hörden massiv eingeschränkt. Die Ex-
pertise von CDC und NIH ist so schnell 
kaum zu ersetzen. Ebenso blockierte 
Trump bereits in den ersten Amtstagen 
die Programme zu Diversität, Gleich-
stellung und Inklusion aller Bundes-
behörden. Auch das Pentagon und 
die Streitkräfte sind davon nicht aus-
genommen: Diese dürfen fortan kei-
ne transgender Personen mehr in ihre 
Reihen aufnehmen. Wie zu erwarten 
war, setzte Trump auch die sogenann-
te Mexiko-City-Politik wieder in Kraft 
– ein Erbe der Reagan-Ära, mit dem 
allen Empfänger:innen von US-ame-
rikanischer Auslandshilfe die Durch-
führung und Förderung von sowie die 
Aufklärung über Abtreibungen verbo-
ten wird, wollen sie die US-Unterstüt-
zung nicht verlieren.

Dieser faktische „Kulturkampf“ ge-
gen ein umfassendes Verständnis und 
die Anerkennung einer diversen Ge-
schlechtsidentität ist nicht neu, aber er 
eskaliert gerade massiv, forciert nicht 
nur durch die US-Regierung. Unerwar-
tet trug auch der argentinische Präsi-
dent Javier Milei diesen Kreuzzug ins 
diesjährige Weltwirtschaftsforum im 
Schweizer Davos. Statt sich zu seiner 
Wirtschaftspolitik per „Kettensäge“ zu 
äußern, machte er dort den „kranken 
Wokeismus“ einer radikalen Gender- 
ideologie für Kindesmissbrauch ver-
antwortlich und kündigte an, in Ar-
gentinien den Femizid als Straftatbe-
stand abzuschaffen.1 

War Trumps Ausstieg aus der WHO 
schon erwartet worden, so traf die 

1	 Rede von Milei beim Weltwirtschaftsforum in 
Davos, (engl. Original), blaetter.de, 23.1.2025. 
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„Kettensäge“ des neuen, demokratisch 
nicht legitimierten Doge-Chefs und 
Trump-Beraters Elon Musk die Betrof-
fenen der Entwicklungszusammenar-
beit und ihrer Behörde USAID nahezu 
unerwartet. 

Der Kreuzzug gegen USAID

Denn diese wird traditionell von bei-
den großen Lagern in den USA, den 
Republikanern und den Demokraten, 
unterstützt und hat seit den 1960er 
Jahren einen beträchtlichen Anteil an 
der globalen Soft Power der USA. Die 
Förderung globaler Gesundheitspro-
gramme ist dabei eine wesentliche 
Komponente, nicht zuletzt durch den 
2003 von Präsident George W. Bush 
eingeführten „President‘s Emergency 
Plan for AIDS Relief“ (PEPFAR), der vor 
allem in afrikanischen Ländern einen 
bedeutenden Teil der dortigen Pro-
gramme zur Prävention von HIV/AIDS 
und der Versorgung mit entsprechen-
den Medikamenten finanziert und so 
Millionen Menschen eine langfristige 
Überlebenschance sichert.

 Auch wenn der Widerstand gegen 
diese Entscheidungen über Mittelkür-
zungen und Personalentlassungen in-
zwischen vor den Gerichten erste Er-
folge zeigt, so verdeutlicht auch die-
se „tabula rasa“-Politik den ideologi-
schen Charakter der neuen US-Re-
gierung und ihres Kampfes gegen die 
vermeintlich „linksradikale USAID“.2 
Die Mittel von PEPFAR finanzieren 
gezielt Programme für Zielgruppen 
wie Sexarbeiter:innen, sexuelle Min-
derheiten und Drogenabhängige, die 
durch nationale Gesundheitsprogram-
me kaum erreicht werden. Dies mag 
teilweise die besondere Obsession von 
Trump und Musk in ihrem „Kreuzzug“ 
gegen PEPFAR und USAID erklären, 
doch dieser richtet sich letztlich ge-
gen die gesamte bisherige globale Ge-

2	 Why Is Elon Musk Attacking USAID? How Par-
tisan Politics Made Foreign Aid Agency Sud-
denly So Controversial, forbes.com, 3.2.2025.

sundheitspolitik der USA. Neben dem 
HIV/AIDS-Bereich sind auch Program-
me zur Bekämpfung von Tuberkulose 
und Malaria betroffen; bei Program-
men zur Familienplanung fehlen drin-
gend benötigte Medikamente, werden 
Tausende Mitarbeitende entlassen und 
wird die Arbeit eingestellt. 

Rechte Allianzen gegen globale  
Verantwortung

Trumps Abneigung gegen die WHO 
wurde schon in seiner ersten Amts-
zeit zu Beginn der Coronapandemie 
deutlich und hatte bereits damals ei-
ne klare geopolitische Tönung: Dem 
WHO-Generaldirektor Tedros Adha- 
nom Ghebreyesus warf er vor, sich in 
der Klärung der Frage, woher das Co-
ronavirus stammt, zu diplomatisch 
gegenüber China verhalten zu haben. 
Dieses Argument findet sich auch in 
seinem Dekret, mit dem er den Aus-
tritt der USA aus der WHO begründet.3 
Auch die vermeintlich übermäßigen 
Mitgliedsbeiträge, die die USA zu 
zahlen hätten, führt Trump in seiner 
Austrittsbegründung an. Tatsächlich 
orientieren sich diese an der allgemein 
üblichen Kostenverteilung innerhalb 
der Vereinten Nationen, und diese 
weist den USA aufgrund ihrer Wirt-
schaftsstärke 22 Prozent der Gesamt-
kosten zu.4 Ausschlaggebend scheinen 
für Trump – wie auch für Milei, der gut 
zwei Wochen nach Trump den Austritt 
Argentiniens aus der WHO ankündig-
te, – aber die Souveränitätsverluste zu 
sein, die die multilateralen Institutio-
nen in den Mitgliedsländern angeblich 
verursachten. 

Entgegen fortwährenden Beteue-
rungen des WHO-Generaldirektors, 
dass es die Mitgliedstaaten selbst sind, 
die konkrete gesundheitspolitische 

3	 Withdrawing The United States From The 
World Health Organization, whitehouse.gov, 
20.1.2025. 

4	 Funding the United Nations: How Much Does 
the U.S. Pay?, cfr.org, 29.2.2024.
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Maßnahmen festlegen, ist die Gesund-
heitsorganisation im Zuge der Pande-
mie – und angeheizt durch eine „In-
fodemie“ von Fake News etwa über 
mögliche Nebenwirkungen der Co-
vid-19-Impfstoffe – für einen großen 
Teil der Öffentlichkeit zu einem Sün-
denbock geworden, auf den sich be-
quem Frustrationen, Ängste und Ver-
lusterfahrungen projizieren lassen.5

In Deutschland tat sich mit derar-
tiger Kritik vor allem die AfD her-
vor. Die Partei pflegt enge Verbindun-
gen zu Coronaleugnern und teilt de-
ren Diskurs gegen Eliten, Expert:in-
nen und alle, „die da oben“ angeblich 
für die Fremdbestimmung des eigenen 
Lebens verantwortlich sind. Deutlich 
zeigte sich dies bei der Bundestagsde-
batte am 16. Mai 2024 über den Pan-
demievertrag. Der vermeintliche Sou-
veränitätsverlust, der durch den kom-
menden Pandemievertrag und die be-
reits im selben Monat durch die Welt-
gesundheitsversammlung verabschie-
deten „Internationalen Gesundheits-
vorschriften“ verursacht würde, bilde-
te den Kern ihrer Kritik.6

Dieser Allianz aus rechten WHO-Kri- 
tiker:innen, der sich jüngst auch der 
ungarische Premierminister Viktor Or-
bán7 und der italienische Lega-Chef 
Matteo Salvini8 anschlossen, setzten 
die übrigen Mitgliedsländer in der Sit-
zung des WHO-Exekutivrates Anfang 
Februar wenig mehr entgegen als ein 
allgemeines Bekenntnis zur Bedeu-
tung der Weltgesundheitsorganisati-
on für die Durchsetzung globaler Nor-
men, für die globale Unterstützung in 
Gesundheitskrisen und den Aufbau 
von Gesundheitssystemen in den Län-
dern des Globalen Südens. 

5	 Wie sich die Infodemie mit digitalen Lösun-
gen bekämpfen lässt, um Gesundheitsrisiken 
während der COVID-19-Pandemie und darü-
ber hinaus zu verringern, who.int, 27.6.2022.

6	 Kontroverse Debatte über den WHO-Pande-
mievertrag, bundestag.de, 16.5.2024.

7	 Hungary floats WHO withdrawal after Trump 
and Milei exits, politico.eu, 6.2.2025. 

8	 Italy’s far-right League party backs Trump’s 
WHO exit, politico.eu, 24.1.2025.

Anstatt sich deutlich für eine Stärkung 
der unabhängigen Finanzierung der 
WHO durch steigende Mitgliedsbeiträ-
ge einzusetzen, wie es schon drei Jahre 
zuvor vereinbart worden war, und dies 
auch mit konkreten Beiträgen zu un-
termauern, stellte gerade China diesen 
Konsens wieder infrage und bot auch 
keine zusätzlichen freiwilligen Mittel 
an. Dabei werden diese dringend be-
nötigt. Denn der Verlust von 22 Prozent 
der ungebundenen WHO-Beiträge der 
USA – für 2024 und 2025 belaufen sich 
diese auf etwa 260 Mio. US-Dollar – so-
wie der fast dreimal so hohen zusätz-
lichen freiwilligen US-Mittel für spe-
zifische Programme zur Bekämpfung 
und Kontrolle der Kinderlähmung, von 
Malaria, HIV/AIDS und globalen In-
fektionsausbrüchen, die für 2024 und 
2025 etwa 730 Mio. US-Dollar betra-
gen,9 wird die Arbeit der Organisation 
und vor allem deren Planung für die 
kommenden Jahre massiv einschrän-
ken. Als Notfallmaßnahmen wurden 
bereits alle Neueinstellungen gestoppt 
und Reisen auf ein Minimum redu-
ziert, internationale Treffen werden 
fortan vorrangig virtuell abgehalten.

Wem gehört die WHO?

Tatsächlich stießen die Appelle des 
Generaldirektors in seiner Eröffnungs-
rede an die Mitglieder des Exekutivra-
tes, die WHO als „ihre Organisation“ 
zu begreifen, sichtbar ins Leere. Wäh-
rend die Länder des Globalen Südens 
immer wieder die Unterstützung ihrer 
schwachen Gesundheitssysteme for-
dern, sehen sich die wohlhabenden 
Länder in der Geberrolle und mahnen 
seit langem Reformen der WHO-Struk-
turen an, die die Organisation effizien-
ter und schlagkräftiger machen sollen. 

Damit gerät die WHO allerdings im-
mer stärker in die Rolle einer „imple-
menting Agency“, einer nur noch aus-
führenden Agentur, die medizinische 

9	 Contributors, open.who.int.
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Hilfsteams koordiniert und Impfkam-
pagnen organisiert – wie aktuell gegen 
Mpox in der DR Kongo, Ebola in Ugan-
da oder den im vergangenen Sommer 
befürchteten Polioausbruch im Ga-
zastreifen. Drastisch zeigte sich dies 
in den Vorschlägen auf der Exekutiv-
ratssitzung vom Februar, nur noch sol-
che Resolutionen mit neuen Aufgaben 
für die WHO zu verabschieden, für die 
es auch eine finanzielle Absicherung 
gibt. Zwar erscheint das auf den ers-
ten Blick sinnvoll, es überwindet aber 
gerade nicht das Dilemma einer be-
reits jetzt fragmentierten Organisation, 
die jährlich 3000 Berichte für einzelne 
Geldgeber erstellen muss. 

Dagegen hatte die WHO in ihrem 
ersten „Investment case“ 2024, einem 
Kampagnenpapier zum Einwerben von 
Geldern, gerade für eine möglichst fle-
xible und ungebundene Finanzierung 
geworben und für 2025 bis 2028 im-
merhin knapp 1,7 Mrd. US-Dollar an 
Zusagen sichern können10 – davon al-
lerdings drei Viertel von den „tradi-
tionellen Geberländern“ aus Europa. 
Gerade die Finanzierungsrunde beim 
G20-Gipfel in Brasilien im November 
2024 war wenig erfolgreich, China „in-
vestierte“ mit 20 Mio. Dollar weniger 
als ein Zehntel der Beträge Deutsch-
lands oder der Europäischen Kommis-
sion und wurde selbst von Indonesien 
mit 30 Mio. Dollar überholt. Russland, 
Mexiko, Argentinien und auch Brasili-
en hielten sich komplett zurück.

Damit wird sich ein Trend verstär-
ken, in dem die WHO noch mehr als 
bisher auf „Partnerschaften“ setzen 
wird. Gemeint sind nicht nur Partner-
schaften mit großen philanthropischen 
Stiftungen, ohne die wichtige Teile der 
Arbeit der WHO gar nicht mehr mög-
lich wären – die Gates Foundation bei-
spielsweise finanziert den Löwenanteil 
des Programms zur Bekämpfung von 
Polio, mit dem in vielen Ländern des 
Globalen Südens wichtige Überwa-

10	WHO’s Investment Round – Commitments, 
who.int, 24.1.2025.

chungsmaßnahmen getätigt werden –, 
sondern auch Partnerschaften mit Un-
ternehmen etwa aus der Pharmaindus-
trie, die Medikamente für WHO-Pro-
gramme spenden, oder der FIFA, mit 
der die WHO ein Programm zur Förde-
rung „gesunder Lebensweisen“ durch 
Fußball betreibt. Auch die Gründung 
einer „WHO-Stiftung“,11 die bei Phi-
lanthropen, Unternehmen und Investo-
ren um Spenden wirbt, hat eine ähnli-
che Stoßrichtung.

Viele zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, die die WHO seit vielen Jah-
ren in „kritischer Solidarität“ beglei-
ten, halten diese zunehmende Abhän-
gigkeit für hochproblematisch, weil 
sie die Basis einer am öffentlichen In-
teresse orientierten Gesundheitsarbeit 
unterminieren könnte. Interessenkon-
flikte, etwa zwischen der Pharmain-
dustrie und dem Ziel einer bestmög-
lichen öffentlichen Gesundheitsver-
sorgung, werden in einer solchen Ab-
hängigkeit systematisch kleingeredet 
und verschleiert.12 Gerade deshalb ist 
die Unabhängigkeit der WHO, die laut 
ihrer Verfassung von 1948 dem Recht 
aller Menschen auf den höchsten er-
reichbaren Zustand der Gesundheit 
verpflichtet bleibt,13 so eminent wich-
tig. Wenn dies nur ohne das (bislang) 
finanzstärkste Mitglied und mögli-
cherweise seine Vasallen geht, dann 
stehen die anderen Mitglieder um-
so mehr in der Pflicht, diese Instituti-
on weiter zu sichern und den USA klar 
die Grenzen aufzuzeigen, die eine Ver-
weigerung der Mitgliedschaft mit sich 
bringt. Ob die Vorteile des Austritts 
aus einem etablierten globalen Sys-
tem des Teilens von Informationen, 
Normen und Verantwortung die zu er-
wartenden negativen Folgen überwie-
gen werden, wird die US-Regierung 
dann in Zukunft für sich entscheiden  
müssen.

11	who.foundation. 
12	Vgl. FENSA – a fence against undue corporate 

influence?, globalpolicy.org , September 2016.
13	Constitution of the World Health Organizati-

on, who.int.


